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Das erste h ier besprochene Buch 
wil l ,  dem Vorwort des Herausgebers 
zufolge, keine Festschrift sein - eine 
solche ist bereits zum 60. Geburtstag 
des früheren Finanzministers und Na­
tionalbankpräsidenten Dr.Wolfgang 
Schmitz 1 983 erschienen. Die in  dem 
Band versammelten Beiträge geben ei­
nen Rückblick auf wirtschaftspolitische 
Weichenstellungen, welche unter maß­
geblicher Mitwirkung von Schmitz in  
den zehn Jahren 1 963 (Gründung des 
Beirats für Wirtschafts- und Sozialfra­
gen, dessen erster Vorsitzender 
Schmitz war) bis 1 973 (Übergang zur 
später so genannten "Hartwährungspo­
litik" nach dem Zerfall des Systems fe­
ster Wechselkurse) erfolgten und 
Österreichs Wirtschaftspolitik meist 
nachhaltig prägten. 

Hans Seidel g ibt in seinem Aufsatz 
über den Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen eine Charakteristik dieser 
Einrichtung der wissenschaftl ichen Po­
litikberatung, wobei er das Augenmerk 
vor allem auf die ersten zehn Jahre 
richtet. Wenn bei der Gründung des 
Beirats angesichts von häufiger zutage 
tretenden Entscheidungsschwächen 
der damaligen Großen Koalitionsregie­
rung mancherorts die Erwartung be-
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standen hatte, daß die Experten die 
Wirtschaftspolitik selbst i n  die Hand 
nehmen würden, so stellte s ich dies 
schon nach kurzer Zeit als überzogen 
heraus. Die hauptsächliche Bedeutung 
der Gutachten und Empfehlungen des 
Beirats sieht Seidel darin ,  daß Öster­
reich damit wieder Anschluß fand an  
d ie  internationale Entwicklung einer 
Fundierung der Wirtschaftpolitik auf Er­
kenntnissen der modernen Prognose­
technik und der damals auf dem Höhe­
punkt ihres Ansehens stehenden Ma­
kroökonomie. ln einer Krisensituation 
sieht Seidel den Beirat 1 973, als er an­
gesichts einer Inflationrate von 10 Pro­
zent seine Stimme n icht erhob. Seidel 
schreibt dies nicht nur politischen Be­
schränkungen zu , sondern auch einer 
bescheidener werdenden Einschätzung 
der Leistungsfähigkeit wirtschaftswis­
senschaftlicher Politikberatung. So be­
trachtet war die seither beobachtbare 
selektive Vorgangsweise bei der Be­
stimmung der Themen von Beiratsstu­
dien mit Augenmerk auf die Möglich­
keiten der Erarbeitung eines Sozialpart­
nerkonsenses durchaus folgerichtig ,  
wobei auch ein ige schwere politische 

"Brocken" in Studien behandelt wurden 
(z.B.  Arbeitszeitpolitik, EU-Beitritt, Pen­
sionsversicherung). 

Eines der meistgehandhabten Instru­
mente der modernen Makroökonomie, 
die mittelfristige Prognose des Staats­
budgets, wurde von Schmitz als Fi­
nanzminister 1 965 in Österreich einge­
führt. Mit ihrer wechselvollen Geschich­
te, die zwischen ,,Vorschau" und "Pro­
gramm" schwankt, beschäftigt sich der 
Beitrag Manfried Gantners. Zunächst 
wurden "Budgetvorschauen" über einen 
Zeitraum von vier Jahren vom Finanz­
ministerium,  später in etwa zweijähri­
gem Abstand fünfjährige Vorschauen 
vom Beirat für Wirtschafts- und Sozial­
fragen erstellt. Die Bezeichnung "Vor­
schau" sollte deutlich zu verstehen ge­
ben, daß es sich bei d iesen Rechnun­
gen um bedingte Prognosen handelt, 
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die die Entwicklung aufgrund des jewei­
ligen status quo ("Rechtslage", wenn 
auch n icht im ganz strengen Sinne) für 
die nächsten Jahre aufzeigen. Die poli­
tische Gefährl ichkeit von solcherart er­
rechneten steigenden Defiziten ,  die 
sich fast immer ergaben, mußte der Fi­
nanzminister Schmitz bereits selbst er­
leben. Wenn die späteren Finanzmini­
ster auf die diszipl inierende Wirkung ei­
nes auf Basis der gesamtwirtschaftl i­
chen Entwicklung abgeschätzten Bud­
getrahmens (Gantner spricht im An­
schluß an Schmitz von einem "Ernüch­
terungseffekt") n icht verzichten wollten, 
hatten sie aufgrund der politischen Am­
bivalenz des Instruments immer wieder 
ihre Schwierigkeiten damit, woran auch 
der U mstand, daß die Vorschau nach 
1 986 wieder vom Min isterium erstellt 
wurde,  nichts änderte. I m  Gegenteil ,  
Gantner sieht die "Zwitterstel lung" des 
Min isteriums als problematisch an :"So 
ist es als Prognoseersteller sowohl 'au­
ßenstehender On-locker' als auch we­
sentl icher Akteur bei allen Entschei­
dungen."($. 25) 

Die nicht zuletzt auf den Beirat bzw. 
seine budgetpolitische Arbeitsgruppe 
zurückgehende Umwandlung der Vor­
schau in  ein normatives "Budgetpro­
gramm" durch die Novelle 1 994 zum 
Bundeshaushaltsgesetz ist in  d ieser 
Sicht folgerichtig. Dieses Budgetpro­
gramm muß zu Beginn jeder Legislatur­
periode erstel lt werden und ist jährlich 
durch einen Bericht zu ergänzen. Die 
erste Erprobung des Instruments in 
Form des Budgetprogramms 1 995-
1 998 bewertet Gantner, dessen Beitrag 
vor dem Scheitern der damaligen Re­
gierung abgeschlossen wurde, durch­
aus skeptisch - und wie sich bald zeigen 
sollte, mit Recht. Gantner zieht aus der 
Evaluierung den Schluß, daß grundle­
gende budgetpolitische Leitl inien und 
insbesondere Ausgabenprioritäten im 
Regierungsübereinkommen festgelegt 
werden müßten,  wenn e in einigerma­
ßen solides und aussagekräftiges Bud-
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getprogramm erstellt werden soll. Aus 
heutiger Sicht läßt sich wohl sagen, 
daß diesbezüglich das zweite, 1 996 er­
stellte Budgetprogramm einen gewis­
sen Fortschritt brachte, ohne daß damit 
die Zweifel ,  ob das Instrument einmal 
den finanzwissenschaftl iehen Qualti­
tätskriterien wird genügen können, aus­
geräumt wurden. 

Der Band enthält weiters einen Bei­
trag von Horst Knapp zur Frage der 
konjunkturellen Ausrichtung der Bud­
getpolitik 1 964 bis 1 968. Es ist heute 
schwer, die Rückgänge der B IP­
Wachstumsraten 1 965 und 1 967 als 
Abschwungsphasen zu betrachten. 
Wenn man d ies tut, so war das Budget 
des Jahres 1 965 prozyklisch, jenes von 
1 967 ausgeprägt antizyklisch. Später 
hat sich Schmitz in seinem Buch über 
die antizyklische Konjunkturpolitik 
( 1 976) von der Möglichkeit einer sol­
chen lnstrumentalisierung des Budgets 
d istanziert. 

Karl Secher beschäftigt sich in  sei­
nem Beitrag mit der Entstehungsge­
schichte der später als "Hartwährungs­
politik" bezeichneten währungspoliti­
schen Orientierung der Gesterreichi­
schen Nationalbank. Als Notenbank­
präsident stand Schmitz 1 969, als die 
DM gegenüber dem US-Dollar aufwer­
tete, auf der Seite der Sozialpartner, so 
daß der Generalrat der Nationalbank 
sich gegen die Meinung des damaligen 
Finanzmin isters Koren gegen ein Mit­
ziehen mit der DM entschied. Ange­
sichts zunehmender Spannungen im 
internationalen Währungssystem plä­
dierte Schmitz für eine Flexibil isierung 
der Wechselkursbildung zur Bewälti­
gung der notwendigen Anpassungen. 
Bei der DM-Aufwertung 1 971 zog der 
Schilling bereits mit. Die Bindung an ei­
nen aus mehreren Währungen zusam­
mengesetzten I ndikator erwies sich 
bald als unpraktikabel. Bei gegebener 
Struktur des Außenhandels bot die Bin­
dung an die DM ein Höchstmaß an 
Währungsstabi l ität, die frei l ich immer 
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wieder durch Abwertungen anderer 
Währungen erschüttert wurde. - Weite­
re Beiträge beschäftigen sich mit der 
Geschichte der Famil ienbesteuerung 
(Christian Smekai/Rupert Sausgruber), 
mit den 1 966 beschlossenen Kapital­
markt- und Wachstumsgesetzen (Franz 
Helbich) und mit dem Katastrophen­
fonds (Dietmar Pi lz). 

Der abschl ießende Beitrag des Bu­
ches stammt von Wolfgang Schmitz 
selbst. Die Überwindung des von ihm in 
Anlehnung an Mi lton Friedman und Ar­
min Gutowski so bezeichneten "Tyran­
nei des Status Qua",  daß I nteressen der 
Wahrung partikulärer Besitzstände so 
oft als notwendig erkannte Veränderun­
gen verhindern , sei die eigentliche Auf­
gabe der wissenschaftl ichen Politikbe­
ratung. Von der Politikberatung müßten 
die sorgfältig durchdachten Konzepte 
kommen, welche "die Interessen mög­
lichst vieler an grundlegenden Reform­
anl iegen erkennen lassen." (S. 1 04) 
Hier sieht Schm itz auch die Bedeutung 
der Österreichischen Sozialpartner­
schaft und insbesondere des Beirates 
für Wirtschafts- und Sozialfragen. 

Mit Entwicklung und Zukunft der So­
zialpartnerschaft in Österreich beschäf­
tigt sich der erste Teil von Band 4 der 
von Günter Bischof und Anton Pelinka 
herausgegebenen Contemporary Au­
strian Studies. Andrei Markovits geht in 
seinem Beitrag der Frage nach, worin 
das starke Interesse im Bereich der Po­
litikwissenschaft für neokorporatisti­
sche Systeme wie Österreich und 
Schweden war. Es handelte sich dabei 
wesentlich um ein politisch motoviertes 
Interesse von Autoren,  die sich als l inke 
Politökonomen verstanden. Österreich 
und Schweden mit ihrer außenpoliti­
schen Neutralität und mit ihren lnstitu­
tionensystemen, welche den Arbeitneh­
mern verhältn ismäßig großen Einfluß 
auf die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
ermöglichten , wurden als Modelle an­
gesehen, welche für die von den Polit­
ökonomen befürworteten Systemrefor-
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men am ehesten Ansatzpunkte boten. 
Dieses Interesse war häufig auch mit 
fundamentaler Kritik gepaart: "Corpora­
tism ... was nothing less than a structu­
ral arrangement to stymie working­
class power on behalf of capitalist 
interests."(S. 1 8) Die große Verände­
rung in Richtung zum europäischen 
Durchschnitt, also das Ende des Son­
derweges sieht Markovits verursacht 
durch den Zusammenbruch des Kom­
munismus in Osteuropa, der das Ende 
der großen Polarisierung auch im We­
sten mit sich brachte. Die stärkere Dif­
ferenzierung der Österreichischen Par­
teienlandschaft konnte n icht ohne Fol­
gen für Funktion und Struktur der Sozi­
alpartnerschaft bleiben. 

Diese Entwicklung ist zwar n icht d ie 
einzige Ursache der Veränderung - die 
gestiegene Arbeitslosigkeit erscheint 
hier mindestens ebenso bedeutsam -, 
sie wird aber sicher langfristig ein we­
sentlicher Faktor bleiben. Wie Hans 
Seidel in seinem Beitrag über den Aus­
tro-Keynesianismus zeigt, begann die 
Reorientierung der makroökonomi­
schen Politik in Österreich und in  Euro­
pa schon zu Beginn der achtziger Jah­
re, also geraume Zeit vor dem Ende 
des Kommunismus. 

Zwei Österreichische Beiträge (Talos/ 
Kittel und Karlhofer) beschäftigen sich 
mit der Entwicklung der Sozialpartner­
schaft in Österreich nach 1 945 und mit 
den jüngsten Veränderungen. Der ame­
rikanische Politikwissenschaftler Rand­
all Kindley geht einer in der Literatur 
bisher vernachlässigten oder besten­
fal ls oberfächl ich gestreiften Frage 
nach : inwieweit es sich bei der Österrei­
chischen Sozialpartnerschaft um ein 
"bipartites" oder um ein "tripartites" (un­
ter Einschluß der Regierung) System 
handelt. Seine Schlußfolgerungen sind 
bemerkenswert: gescheiterte Versuche 
in  der Zwischenkriegszeit und vor 1 957, 
dem Gründungsjahr der Paritätischen 
Kommission, "were more tripartist, non­
autonomaus and more narrow in  scope, 
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and ... the success of the 1 957 regime 
was due to its more bipartist, autono­
maus and encompassing orienta­
tion."(S. 59) Die Ursache für das Schei­
tern von Anläufen sieht Kindley in meh­
reren Fällen in der Instabilität des Partei­
und Regierungssystems. Auch das 
Scheitern des schwedischen Modells 
führt Kindley in diesem Zusammenhang 
an: "Reliance on the state to shore up in­
stitutional weaknesses among producer 
groups soon runs awry. lt burdens the 
state with more extensive expenditures, 
and relatedly, it fashions an incentive for 
bargainers not to settle in hopes of bid­
ding more from the state."(S. 75) 

Vier Beiträge beschäftigen sich mit 
dem Verbändewesen und mit dem Ent-
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stehen korporatistischer Strukturen in 
der Tschechischen Republik, in der Slo­
wakei, in Ungarn und in Slowenien. 
Grob enttäuscht werden jedoch jene 
Leser, die von den Beiträgen zumindest 
ein näheres Eingehen auf die in der 
Überschrift zu d iesem Abschnitt ge­
stellte Frage erwarten, ob Österreich 
ein Modell für seine östlichen Nachbar­
länder sein kann. Deskriptive Darstel­
lungen dieser Art mögen als Konferenz­
beiträge ihren informativen Wert ha­
ben, jedoch hätte man sie wenigstens 
nicht unter der anspruchsvolleren Fra­
gestellung veröffentlichen sollen. 

Günther Chaloupek 
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